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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 
— Drucksache 7/2504 — 

A. Problem 

Beim Vollzug der Bundes-Tierärzteordnung haben sich Schwie- 
rigkeiten bei der Zulassung von Ausländern, insbesondere 
Asylberechtigten, zur Ausübung des tierärztlichen Berufs er- 
geben. Außerdem hat sich im Interesse der Einheitlichkeit im 
Bereich der Heilberufsgesetze die Anpassung einer Reihe von 
Vorschriften an die vergleichbaren Vorschriften in der Bundes- 
ärzteordnung als notwendig erwiesen. 


B. Lösung 

Anpassung der Bundes-Tierärzteordnung an die vergleichbaren, 
zum Teil weitergehenden Vorschriften der Bundesärzteordnung 

Einstimmigkeit 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Jaunich 


Der Gesetzentwurf wurde am 26. August 1974 von 
der Bundesregierung eingebracht und vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 116. Sitzung am 19. Sep- 
tember 1974 nach erster Lesung an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit federführend 
und an den Ausschuß - für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitberatend überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß behandelte den Ge- 
setzentwurf am 25. September 1974. In seiner Stel- 
lungnahme empfahl der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die Änderungsvor- 
schläge des Bundesrates, soweit die Bundesregie- 
rung ihnen zugestimmt hat, zu übernehmen. Der mit- 
beratend beteiligte Ausschuß stimmte dem Gesetz- 
entwurf im übrigen zu. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
befaßte sich in seiner Sitzung am 16. November 1974 
abschließend mit der Vorlage. 


Die mit dem Änderungsgesetz vorgesehene An- 
passung der Bundes-Tierärzteordnung an die ver- 
gleichbaren, zum Teil weitergehenden Vorschriften 
der Bundesärzteordnung findet im Interesse der Ein- 
heitlichkeit im Bereich der Heilberufsgesetze die 
einmütige Zustimmung des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit. Seitens des Ausschusses 
wird vor allem die Zielsetzung begrüßt, die Schwie- 
rigkeiten bei der Zulassung von Ausländern, insbe- 
sondere Asylberechtigten, zur Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs, die sich beim Vollzug der Bundes- 
Tierärzteordnung ergeben haben, zu beheben. 

Die in der Stellungnahme des Bundesrates enthal- 
tenen Änderungsvorschläge zu Artikel 1 des Ge- 
setzentwurfs hat der Ausschuß in seine Beratungen 
einbezogen und in Übereinstimmung mit der Bundes- 
regierung Einwände gegen diese Änderungsempfeh- 
lungen nicht erhoben. Dem Ausschuß erscheint es im 
übrigen ratsam, den Termin des Inkrafttretens auf 
den 1. Juni 1975 festzusetzen. 


Bonn, den 16. Oktober 1974 


Jaunich 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf. — Drucksache 7/2504 — in der aus anliegender Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Oktober 1974 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Jaunich 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 
— Drucksache 7/2504 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit (13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundes- 
Tierärzteordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Arti keil 

Dite Bundes-Tierärzteordnung vom 17. Mai 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 416) r zuletzt geändert durch das 
Einführung sgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I. S. 469), wird wie folgt geän- 
dert: 


1. In § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 4 und 5, 
§ 8 Abs. 1 und 3 f §*§ 10, 13 Abs. 1 und § 14 wird 
jeweils das Wort „Bestallung" durch das Wort 
„Approbation" ersetzt. 

2. § 3 eiihält folgende Fassung: 

,§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" oder „Tiet- 
ärztin" darf nur führen, wer als Tierarzt appro- 
biert oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs befugt ist." ' 


3. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 nicht erfüllt, so kann die Approbation als 
Tierarzt in besonderen Einzelfällen oder aus 
Gründen des öffentlichen Interesses erteilt wer- 
den. Sofern der Antragsteller zugleich die Vor- 
aussetzung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 nicht er- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Bundes-Tierärzteordnung vom 17. Mai 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 416), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt geän- 
dert: 


1. unverändert 


2. § 3 erhält folgende Fassung: 

,§3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" oder „Tier- 
ärztin" darf nur führen, wer als Tierarzt appro- 
biert oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur vorüber- 
gehenden Ausübung des tierärztlichen Berufs be- 
fugt ist.' 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „in der 
Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder im Sowjetsektor von Berlin" ersetzt 
durch die Worte „in Ausbildungsstätten der 
Deutschen Demokratischen Republik". 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 nicht erfüllt, so kann die Approba- 
tion als Tierarzt in besonderen Einzelfällen 
oder aus Gründen des öffentlichen Interesses 
erteilt werden. Sofern der Antragsteller zu- 
gleich die Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 
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Entwurf 

füllt, ist die Erteilung der Approbation nur zuläs- 
sig, wenn er eine außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes abgeschlossene Ausbildung für 
die Ausübung des tierärztlichen Berufs erwor- 
ben hat und die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes gegeben ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt 
unberührt. " 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „ Bestallungord- 
nung " durch das Wort „Approbationsord- 
nung" und das Wort „Bestallung" durch das 
Wort „Approbation" ersetzt; außerdem wird 
hinter dem Wort „Ausbildung" das Komma 
gestrichen und das Wort „sowie" eingefügt; 
die Worte „sowie die Prüfungsgebühren für 
die Tierärztliche Vorprüfung und die Tierärzt- 
liche Prüfung" werden gestrichen. 

ib) Absatz 2 wird gestrichen. 

5. Die §§ 6 und 7 erhalten folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 nicht Vorgelegen hat, 
die Tierärztliche Prüfung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 nicht bestanden oder die Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 nicht abgeschlos- 
sen war. 

(2) Die Approbation ist zu widerrrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 weggefallen ist. 

§ 7 

(1) Die Approbation kann zurückgenommen 
werden, wenn bei ihrer Erteilung die Vorausset- 
zung nach § 4 Abs. 1 Satz Nr. 1 nicht Vorgele- 
gen hat. 

(2) Die Approbation kann widerrufen werden, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Abs. 2 oder 3 
erteilte Approbation kann zurückgenommen wer- 
den, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungs- 
standes nicht gegeben war." 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Nr. 4 nicht erfüllt, ist die Erteilung der Appro- 
bation nur zulässig, wenn er eine außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abge- 
schlossene Ausbildung für die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs erworben hat und die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes ge- 
geben ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt." 

4. unverändert 


5. unverändert 


5a. In § 8 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die zuständige Behörde kann zulassen r 
daß die Praxis eines Tierarztes, dessen Approba- 
tion ruht, für einen von ihr zu bestimmenden 
Zeitraum durch einen anderen Tierarzt weiter- 
geführt werden kann." 
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Entwurf 

6. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Bei einer Person, deren Approbation oder 
Bestallung wegen Fehlens oder späteren Weg- 
falls einer der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 oder 3 zurück genommen oder wie- 
derrufen worden äst und die einen Antrag auf 
Wiedererteilung der Approbation gestellt hat, 
kann die Entscheidung über diesen Antrag zu- 
rückgestellt und zunächst eine Erlaubnis zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren erteilt werden. 

(2) Die Erlaubnis wird nur widerruflich und be- 
fristet erteilt; sie kann auf bestimmte Tätigkeiten 
und Beschäftigungsstellen beschränkt werden. 
Personen, denen die Erlaubnis erteilt worden ist, 
haben im übrigen die Rechte und Pflichten eines 
Tierarztes." 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
6. unverändert 


7. § 11 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tä- 
tigkeiten und Beschäftigungsstellen be- 
schränkt werden. Sie darf nur widerruflich und 
nur bis zu einer Gesamtdauer der tierärzt- 
lichen Tätigkeit von höchstens vier Jahren im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt oder 
verlängert werden." 


b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise 
über den in Absatz 2 genannten Zeitraum hin- 
aus erteilt oder verlängert werden, wenn es 
im Interesse der tierärztlichen Versorgung 
liegt oder wenn der Antragsteller asylberech- 
tigt ist. 

(4) Personen, denen eine Erlaubnis zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs erteilt worden 
ist, haben im übrigen die Rechte und Pflichten 
eines T i er ar z te s . " 


7. § 11 wird wie folgt geändert: 

,0a. In Absatz 1 wird vor dem Wort „Ausübung“ 
das Wort „vorübergehenden" eingefügt. 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tä- 
tigkeiten und Beschäftigungstellen be- 
schränkt werden. Sie darf nur widerruflich und 
nur bis zu einer Gesamtdauer der tierärzt- 
lichen Tätigkeit von höchstens vier Jahren 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt 
oder verlängert werden. Eine weitere Ertei- 
lung oder Verlängerung der Erlaubnis ist für 
den Zeitraum möglich, der erforderlich ist, da- 
mit der Antragsteller eine unverzüglich nach 
Erteilung der Erlaubnis begonnene Weiter- 
bildung zum Fachtierarzt abschließen kann, 
die innerhalb von vier Jahren aus von ihm 
nicht zu vertretenden Gründen nicht beendet 
werden konnte. Die weitere Erteilung oder 
Verlängerung ist nur zulässig, wenn die Ge- 
währ dafür gegeben ist, daß die Weiterbil- 
dung innerhalb dieses Zeitraums abgeschlos- 
sen wird; sie darf den Zeitraum von drei 
Jahren nicht überschreiten.“ 

b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise 
über die in Absatz 2 genannten Zeiträume 
hinaus erteilt oder verlängert werden, wenn 
es im Interesse der tierärztlichen Versorgung 
liegt oder wenn der Antragsteller asylberech- 
tigt ist. 

(4) Personen, den eine Erlaubnis zur vor- 
übergehenden Ausübung des tierärztlichen 
Berufs erteilt worden ist, haben im übrigen 
die Rechte und Pflichten eines Tierarztes." 1 
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Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 

8. In § 13 Abs. 2 wird die Verweisung „§§ 6 bis 8 8. unverändert 

und 11" durch die Verweisung „ § § 6 bis 8,9 a und 
11" ersetzt. 


9. In § 15 Abs. 1 werden die Worte „die bei Inkraft- 9. unverändert 
treten dieses Gesetzes in seinem Geltungsbe- 
reich" durch die Worte „die am ... (Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes) . . . im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes" und die Worte „gelten als Be- 
stallung" durch die Worte „gelten als Appro- 
bation ersetzt. 


Artikel 2 Artikel 2 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- unverändert 

sundheit wird ermächtigt, die Bundes-Tierärzteord- 
nung in der geltenden Fassung mit neuem Datum 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 3 


Artikel 3 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1975 in Kraft. 
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